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Bericht Nr. 27
—
des Staatsrats an den Grossen Rat 
zum Postulat 2074.10 Daniel de Roche/Laurent Thévoz  
über das Verhältnis zwischen den Religionsgemeinschaften  
im Kanton Freiburg1

1	 Am 21. Mai 2010 eingereicht und begründet, TGR S. 1160; Am 8. November 2010 
Antwort des Staatsrats, TGR S. 2393 ff. Am 9. Dezember 2010 angenommen mit 53 
Ja- gegen 19 Nein-Stimmen (bei 2 Enthaltungen), TGR S. 2192 ff.

Conseil d’Etat CE
Staatsrat SR

28. August 2012

Hiermit legen wir Ihnen den Bericht über das Verhältnis zwischen den Religionsgemeinschaften im Kanton Freiburg vor.
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heit von Schülern, die diesen Religionsgemeinschaften ange-
hören, in unseren Schulen.

2.	 In Auftrag gegebener Bericht zur  
	 Beantwortung des Postulats

Der Staatsrat hat den Direktor des Instituts Religioscope, 
Jean-François Mayer, damit beauftragt, gewisse Fragen des 
Postulats zu beantworten. Das Institut Religioscope stellt 
Informationen und Studien über die Rolle und die Stellung 
der Religionen in der heutigen Welt zur Verfügung. Jean-
François Mayer, Historiker und Kulturspezialist, hatte beim 
Massaker des Sonnentempler-Ordens (OTS) in Cheiry als 
Experte Justiz und Polizei beraten. Er hat auch als Analyst 
für internationale und strategische Beziehungen für den 
Bundesrat gearbeitet.

Der Titel des Berichts, der von Herrn Mayer und seinen Mit-
arbeitenden erstellt wurde, lautet «Die religiösen Gemein-
schaften im Kanton Freiburg. Überblick, Entwicklung, 
Beziehungen und Perspektiven». Der Bericht ist reich illust-
riert mit Fotos der verschiedenen Kultusstätten. Auf über 30 
Seiten bietet die Studie einen Überblick über die religiösen 
Gemeinschaften im ganzen Kanton Freiburg sowie Statis-
tiken zu den verschiedenen religiösen Gruppen. Religiöses 
Leben und religiöse Praxis innerhalb unseres Kantons sind 
ebenfalls Themen der Studie, und auch die Beziehungen der 
Kantonalkirchen und der religiösen Gemeinschaften mit der 
Freiburger Gesellschaft werden angesprochen. Das Institut 
Religioscope hat der Direktion der Institutionen und der 
Land- und Forstwirtschaft den Bericht am 12. Dezember 
2011 übergeben und der Staatsrat hat ihn in seiner Sitzung 
vom 28. August 2012 zur Kenntnis genommen.

Der Staatsrat äussert sich wie folgt zu den sechs Vorschlägen 
der Postulatsverfasser.
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		  9.1.1.	 Säkularisierung der Gesellschaft� 27
		  9.1.2.	 Die dauerhafte Präsenz der Muslime� 28
	 9.2.	 Öffentlich-rechtliche Anerkennung von Gemeinschaften� 28
	 9.3.	 Die Frage der jüdischen und muslimischen Friedhöfe� 28

10.	Massnahme und Vorschlag� 29
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1.	 Zusammenfassung des Postulats

Die beiden Grossräte Daniel de Roche und Laurent Thévoz 
sorgen sich um die Beziehungen zwischen den verschiede-
nen Religionsgemeinschaften im Kanton Freiburg. Sie ver-
langen, dass ein Bericht erstellt wird über das Verhältnis 
zwischen den religiösen Gemeinschaften im Kanton. Die 
Grossräte stellen fest, dass die Frage der Religionszugehö-
rigkeit und der Präsenz neuer Religionsgemeinschaften ver-
mehrt Thema der Diskussion in der Öffentlichkeit ist. 

Die Zahl der Migrantinnen und Migranten, die nicht einer 
der Religionen angehören, die seit Langem in unserem Kan-
ton anwesend sind, nimmt stetig zu und in einem geringeren 
Mass auch die Zahl der Schweizerinnen und Schweizer, die 
zu einer anderen Religion konvertieren. Dies hat zu einer 
Zunahme der in unserem Kanton praktizierten Religionen 
und ihrer Mitglieder geführt. 

Die beiden Postulanten sind der Meinung, dass der Staat 
und die kantonalen Behörden angesichts dieser Entwick-
lung Verantwortung übernehmen müssen, namentlich zur 
Wahrung des Religionsfriedens und der guten Beziehungen 
zwischen den Religionsgemeinschaften, in Zusammenhang 
mit der Gewährleistung der Religionsfreiheit und der Integ-
ration von Ausländerinnen und Ausländern mit ihrer Reli-
gionszugehörigkeit.

Die Verfasser des Postulats fordern den Staatsrat auf, sechs 
Elemente zu untersuchen: die Entwicklung der Religionsge-
meinschaften im Kanton Freiburg in den letzten 20 Jahren, 
den Stand der Beziehungen zwischen den Religionsgemein-
schaften, die Mittel des Staates zur Gewährleistung des Reli-
gionsfriedens und der Religionsfreiheit, welche Massnahmen 
der Staat ergreifen kann, um neue Religionsgemeinschaften 
wie den Islam und den Buddhismus besser zu integrieren, 
die Seelsorge für die Angehörigen dieser Gemeinschaften in 
den verschiedenen Anstalten des Staates sowie die Anwesen-
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hinzugerechnet, dürfte die muslimische Bevölkerung im 
Kanton bei über 10 000 Personen liegen.

Da die Mehrheit der Muslime und der Orthodoxen bekannt-
lich ausländischer Nationalität ist, lohnt es sich, die ent-
sprechenden Angaben genauer anzusehen. Wenn man aus-
schliesslich die Religionszugehörigkeit der ausländischen 
Bevölkerung betrachtet, ergibt dies die folgende Tabelle:

Entwicklung bei der Religionszugehörigkeit bei Personen 
ausländischer Nationalität im Kanton Freiburg 1990–2011

Jahr 
*

Römisch­
katholische 
Kirche 
 
 
 
Ausländer

Evange­
lischre­
formierte 
Kirche 
 
 
Ausländer

Israeli­
tische 
Kultus­
gemeinde 
 
 
Ausländer

Andere, 
keine 
Angabe 
und 
konfes­
sionslos** 
Ausländer

Total 
 
 
 
 
 
Ausländer

1990 18 966 1 292 43 6 557 26 858

2000 18 316 1 281 34 15 893 35 524

2011 28 697 1 517 13 22 585 52 812

* Die Zahlen für die Jahre 1990 und 2000 stammen von der eidgenössi-
schen Volkszählung; die Daten für 2011 wurden uns vom Amt für Statistik 
zur Verfügung gestellt, sie stammen aus dem Einwohnerregister (Stand am 
31. März 2011).

Wenn man die Schweizer der Kategorie «Andere, ohne 
Angabe und konfessionslos» nicht mitrechnet, verbleiben 
am 31. März 2011 in dieser Kategorie 22 585 Personen. Hier 
sind ausländische Muslime, Aleviten, Orthodoxe, Buddhis-
ten, Hindus, Mitglieder einer evangelischen Freikirche, 
Zeugen Jehovas, Konfessionslose und Anhänger jeglicher 
anderer nicht anerkannter Kirchen mitgezählt. Es zeigt sich, 
dass das Wachstum bei den Ausländern, die keiner der zwei 
Grosskirchen angehören oder konfessionslos sind, etwas 
gebremst wurde.

3.1.1.	 Römisch-katholische Kirche

Die römisch-katholische Kirche ist die grösste religi-
öse Gruppe in der Schweiz (41,82% der Bevölkerung bei 
der Volkszählung 2000) und im Kanton Freiburg. Auf der 
Grundlage der Kirchenstatistiken gibt das Personalverzeich-
nis der Diözese für 2008 die Zahl von 184 243 römisch-
katholischen Personen im Kanton an. Das ist etwas mehr als 
ein Viertel der gesamten katholischen Bevölkerung der Diö-
zese von Lausanne, Genf und Freiburg, die mit Neuenburg 
vier Westschweizer Kantone abdeckt. 

Andere katholische Gemeinschaften

Der Fall der Priesterbruderschaft St. Pius X. wird separat 
behandelt, denn diese Gruppe betrachtet sich trotz ihrer spe-
ziellen Situation als Bestandteil der römisch-katholischen 
Kirche. Die Priester und die meisten Gläubigen im Kanton 

3.	 Die Religiösen Gemeinschaften
3.1.	 Verteilung der Religionen

Für die römisch-katholische und die evangelisch-reformierte 
Kirche ist es einfach, ihre Mitglieder zu zählen, da beide über 
detaillierte Informationen verfügen. Die Zahl der Personen 
abzuschätzen, die anderen Religionen oder Bewegungen 
angehören, ist schwieriger. Wir beziehen uns auf die vom 
Institut Religioscope durchgeführte Studie, um den Verfas-
sern des Postulats hier eine Antwort liefern zu können.

Die folgenden Zeilen fassen diese Forschungsarbeiten 
zusammen. Den Anfang macht eine statistische «Karte» der 
Religionen auf dem Kantonsgebiet.

Entwicklung bei der Religionszugehörigkeit  
im Kanton Freiburg 1990–2011

Jahr * Römisch­
katholische 
Kirche

Evange­
lischre­
formierte 
Kirche

Israeli­
tische 
Kultusge­
meinde

Andere, 
keine 
Angabe 
und 
konfes­
sionslos 
**

Total

1990 169 363 30 360 145 13 703 213 571

2000 170 069 34 401 138 37 098 241 706

2011 184 851 39 949 53 56 357 281 210

* Die Zahlen für die Jahre 1990 und 2000 stammen von der eidgenössi-
schen Volkszählung; die Daten für 2011 wurden uns vom Amt für Statistik 
des Kantons Freiburg zur Verfügung gestellt, sie stammen aus dem 
Einwohnerregister (Stand am 31. März 2011). Die Verwendung dieser 
unterschiedlichen Quellen ist wahrscheinlich der Grund für den Einbruch 
bei der Zahl der jüdischen Personen zwischen 2000 und 2011.

** In dieser Kategorie sind die Gläubigen verschiedener Religionen (zum 
Beispiel die Muslime) mitgezählt, es soll hier jedoch daran erinnert werden, 
dass in den letzten zwei Jahrzehnten die Zahl der Konfessionslosen stark 
angestiegen ist – dieses Phänomen kann in der ganzen Schweiz beob-
achtet werden. So waren bei der Volkszählung 2000 von den «anderen» 
14 500 konfessionslos und 9502 «ohne Angabe».

Die Gläubigen und Anhänger anderer religiöser Gemein-
schaften zu zählen, ist eine schwierigere Aufgabe. Bis im 
Jahr 2000 lieferte die Eidgenössische Volkszählung wertvolle 
Informationen, da auch nach der Religionszugehörigkeit 
gefragt wurde. Leider wird die Volkszählung seit 2010 auf 
der Grundlage der Angaben der Einwohnerkontrolle und 
einer Stichprobenerhebung (3% der Bevölkerung) durchge-
führt. Dies ergibt für den Kanton Freiburg weniger als 10 000 
Formulare. So können keine verlässlichen Angaben über die 
kleinen Religionsgemeinschaften gewonnen werden.

Die Ergebnisse der Volkszählung 2010, die das Bundesamt 
für Statistik am 19. Juni 2012 publiziert hat, liefern keine 
genauen Angaben zur Religionszugehörigkeit im Kanton 
Freiburg. Die Erhebungen behandeln nur die Bevölkerung 
ab 15 Jahren. Die Anzahl der Musliminnen und Muslime 
im Kanton wird auf 7255 Personen über 15 Jahren geschätzt 
(Vertrauensintervall: 13,9%). Werden die jüngeren Personen 
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Gemeinde Freiburgs. An einem gewöhnlichen Sonntag neh-
men dreissig bis fünfzig Gläubige an der Göttlichen Liturgie 
teil.

Neuapostolische Kirche

Die Neuapostolische Kirche zählt etwa 300 Gläubige im 
Kanton. In drei Städten verfügt sie über kirchliche Räume. 
Zwei davon sind Kapellen, die speziell für den neuaposto-
lischen Gottesdienst gebaut wurden. In Bulle trifft sich die 
Gemeinschaft in einem gemieteten Raum.

Zeugen Jehovas

Seit 1950 gibt es in Freiburg Zeugen Jehovas. Während Jah-
ren war diese Bewegung zweisprachig. 1987 wurden itali-
enisch- und spanischsprachige Versammlungen gegrün-
det (letztere wurde 2003 aufgelöst), im Jahr 1991 kam eine 
portugiesischsprachige dazu. Im Kanton Freiburg haben 
im Jahr 2011 insgesamt 946 Personen am Gedächtnismahl 
teilgenommen. Dies gibt einen guten Anhaltspunkt über die  
Grösse der Bewegung auf kantonaler Ebene.

3.1.4.	 Judentum

Der Kanton Freiburg war nach Basel-Stadt der zweite 
Schweizer Kanton, welcher der Israelitischen Kultusge-
meinde den öffentlich-rechtlichen Status verliehen hat. Die 
Israelitische Kultusgemeinde des Kantons Freiburg (CIF) 
wurde im Jahr 1895 als privatrechtlicher Verein gegründet 
und 1990 öffentlich-rechtlich anerkannt. Das Statut der Isra-
elitischen Kultusgemeinde des Kantons Freiburg wurde im 
Jahr 2000 angenommen.

Bei der eidgenössischen Volkszählung im Jahr 2000 wur-
den 138 Juden im Kanton gezählt, heute ist diese Zahl unter 
Hundert gefallen.

3.1.5.	 Islamische Vereine

Bei der Volkszählung im Jahr 2000 wurden 7389 Muslime 
im Kanton gezählt, doppelt so viele wie 1990, davon 6281 
ausländischer Nationalität. Dies entsprach 3,06% der Bevöl-
kerung. Diese Zahl ist sicher weiter gestiegen, hat sich aber 
nicht unbedingt nochmals verdoppelt. Man wird die Ergeb-
nisse der Volkszählung auf der Grundlage der Einwohnerre-
gister aus dem Jahr 2010 und den folgenden Jahren abwarten 
müssen, um hier hoffentlich genügend genaue Informatio-
nen zu erhalten. Die Muslime sind die drittgrösste religiöse 
Gruppe im Kanton. Sie sind jedoch nicht in einer einzigen 

bezahlen offenbar weiterhin Kirchensteuern, obwohl sie 
nicht mehr in die Pfarreikirchen gehen. In Freiburg gibt es 
130 und in Enney etwa hundert Gläubige, die regelmässig 
praktizieren.

3.1.2.	 Protestantismus

Evangelisch-reformierte Kirche

Mit Ausnahme einiger Kirchgemeinden im Murtenbiet, die 
den reformierten Glauben im 16. Jh. angenommen hatten, 
dauerte es bis ins 19. Jh., bis in den anderen Bezirken refor-
mierte Gemeinschaften auftauchten. Seit dem Kirchengesetz 
vom 21. Februar 1854 ist die reformierte Kirche im ganzen 
Kanton öffentlich-rechtlich anerkannt. Heute kann die Aus-
breitung des Protestantismus, in erster Linie eine Folge der 
interkantonalen Migration, im ganzen Kanton beobachtet 
werden. Sie hat dazu geführt, dass neue Kirchgemeinden 
entstanden sind, durch Aufspaltung ehemaliger Kirchge-
meinden, die ein grösseres Gebiet umfasst hatten. 

Im Jahr 2000 zählte der Kanton 35  102 Reformierte. Zehn 
Jahre später stieg die Zahl auf 40  628. Die evangelisch-
reformierte Kirche des Kantons Freiburg umfasst derzeit 
16 Kirchgemeinden: 3 sind zweisprachig, 8 deutschsprachig 
und 5 französischsprachig. 

Evangelische Freikirchen

Gemäss der Volkszählung 2000 gehörten im Kanton 1584 
Personen zu einer evangelischen Freikirche oder einer ande-
ren protestantischen Gemeinschaft. Im Jahr 1990 waren es 
Tausend gewesen. Diese Zahl ist sicherlich weiter angestie-
gen, eine Schätzung ist jedoch schwierig. Die Zunahme zwi-
schen 2000 und 2010 war wahrscheinlich mindestens gleich 
gross wie während der vorangegangenen zehn Jahre. Der 
Religioscope-Bericht hat eine breit angelegte Bestandesauf-
nahme der evangelischen Freikirchen und der anderen pro-
testantischen Gemeinschaften gemacht, die im deutschspra-
chigen Teil des Kantons Freiburg aktiv sind.

3.1.3.	 Andere christliche Kirchen und  
	 Gemeinschaften

Orthodoxe Kirche

Gemäss der eidgenössischen Volkszählung 2000 lebten 
im Kanton gegen 2000 Personen, die sich als Orthodoxe 
bezeichnen, viele von ihnen sind jedoch nicht praktizierend 
(vor allem Personen aus Russland und der Ukraine), weni-
ger als 100 Personen gehören zum Kreis der orthodoxen 
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kungen haben, doch weist vorläufig nichts darauf hin, dass 
die Kirchenaustritte in den nächsten Jahren explosionsartig 
zunehmen werden, auch wenn dies nicht völlig ausgeschlos-
sen werden kann.

Andere christliche Akteure werden im Kanton stärker prä-
sent sein, so dass das freiburgische Christentum ein deutlich 
heterogeneres Gesicht erhalten wird. So wird die internati-
onale Migration dazu beitragen, dass die orthodoxe Kirche 
und die christlichen Gemeinschaften afrikanischer Herkunft 
(die sowohl aus den historischen Kirchen Äthiopiens und 
Eritreas als auch aus modernen protestantischen Bewegun-
gen hervorgegangen sind) an Bedeutung gewinnen wer-
den. Die evangelischen Freikirchen werden weiter wachsen, 
einerseits wegen ihrer Dynamik und andererseits, weil ihre 
Mitglieder jünger sind als diejenigen der staatlich anerkann-
ten Kirchen. Die evangelischen Freikirchen haben prozen-
tual fast gleich viele Mitglieder unter 20 Jahren wie die Mus-
lime (39,1% gemäss der Volkszählung 2000).

Nach mehreren Auswanderungswellen in den letzten Jahr-
hunderten ist unser Kanton seinerseits zu einem Einwande-
rungsgebiet geworden. Gemäss dem kantonalen statistischen 
Jahrbuch waren am 31. Dezember 2010 50 829 ausländische 
Personen im Kanton Freiburg wohnhaft. Dies entspricht 
18,3% der Freiburger Bevölkerung, in der Schweiz sind es 
durchschnittlich 22,4%. Europa und damit die Schweiz sind 
heute mit der Präsenz und der Entwicklung nicht-christli-
cher Religionen konfrontiert. Nach den Juden, die seit Jahr-
hunderten in Westeuropa präsent sind, erleben wir heute die 
Ankunft neuer Religionsgemeinschaften. Muslime, Hindus, 
Sikhs und Buddhisten haben sich dauerhaft in Europa nie-
dergelassen (in einigen Staaten wie Grossbritannien bilden 
die Hindus und Sikhs zahlenmässig grosse Gruppen). Neben 
den Mitgliedern, die diesen Religionen seit Geburt angehö-
ren, gibt es auch Konvertiten, insbesondere in den verschie-
denen buddhistischen und muslimischen Gruppierungen. 

Das Überleben der kleinen und mittleren jüdischen Gemein-
schaften als organisierte Gruppen ist in den kommenden 
Jahren und Jahrzehnten gefährdet, da die jüdische Bevölke-
rung in der Schweiz (wie in den meisten anderen europäi-
schen Staaten) infolge von Überalterung, Assimilation und 
Auswanderung rückläufig ist. Langfristig werden nur einige 
Gemeinden – die grössten – weiter bestehen können.

Heute ist es vor allem der Islam, der im Zentrum der Auf-
merksamkeit steht und zu Debatten führt. Gemäss einer 
umfassenden Studie zur weltweiten Entwicklung der mus-
limischen Bevölkerung, die das Pew Forum on Religion & 
Public Life, ein unabhängiges amerikanisches Forschungs-

Struktur zusammengeschlossen und die Mehrheit ist nicht 
praktizierend.

3.1.6.	 Buddhistische Gruppen

Gemäss der Volkszählung 2000 lebten 481 Buddhisten im 
Kanton.

3.1.7.	 Andere Gruppen und Gemeinschaften

Im Kanton Freiburg leben die Aleviten (die ursprünglich 
aus der Türkei stammen) hauptsächlich im Saane-, See- und 
Greyerzbezirk. Ihre Zahl wird auf etwa 1500 geschätzt (in 
der Schweiz auf ungefähr 70 000). 

3.2.	 Die demografische Entwicklung

Gemäss den demographischen Szenarien für das Jahr 2050 
wird dann der Anteil der römisch-katholischen Einwohne-
rinnen und Einwohner der Schweiz bei 26 bis 38% liegen 
(2000: 42%), derjenige der Protestantinnen und Protestan-
ten bei 16 bis 25% (2000: 33%). Falls die Säkularisierung 
weiter fortschreitet, könnte gemäss dem Szenario mit dem 
stärksten Mitgliederrückgang der Anteil der Konfessionslo-
sen auf bis zu ein Drittel der Bevölkerung ansteigen1. 

Auf statistischer Ebene sieht es nicht so aus, als ob die Mit-
gliederbestände der römisch-katholischen und der refor-
mierten Kirche in naher Zukunft einbrechen werden. Die 
beiden Unbekannten sind die (interkantonale und interna-
tionale) Migration und die Kirchenaustritte. Hier spielen 
zum Teil Faktoren mit, die sich dem Einfluss der Religions-
gemeinschaften entziehen: beispielsweise die wirtschaftliche 
Entwicklung des Kantons und der Zuzug neuer Einwohne-
rinnen und Einwohner und damit neuer Kirchenmitglie-
der. Gemäss der «mittleren» Variante der demographischen 
Szenarien, die im Herbst 2011 vom Bundesamt für Statistik 
veröffentlicht wurden, könnte der Kanton Freiburg bereits 
im Jahr 2017 die Schwelle von 300 000 ständigen Einwoh-
nern überschreiten. Im Jahr 2035 könnte der Kanton rund 
335 000 Einwohner zählen.

Die schwächer werdende Kirchenbindung eines Teils der 
christlichen Bevölkerung dürfte zu mehr Kirchenaustritten 
führen. Eine solche Entwicklung wird langfristige Auswir-

1	 Anne Goujon, Vegard Skirbekk und Katrin Fliegenschnee, «New Times, Old Beliefs: 
Investigating the Future of Religions in Austria and Switzerland», in Eurostat, Work 
Session on Demographic Projections – Bucharest, 10–12 October 2007, Luxemburg, 
Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 2007, S. 355–
370. Die unterschiedlichen Prozentanteile sind auf Variablen wie Fruchtbarkeit, Mig-
ration usw. in den verschiedenen Szenarien zurückzuführen.
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rung der Schweiz bestätigt: «Die Muslime in der Schweiz 
haben sehr grosses Vertrauen in gewisse wichtige politische 
Institutionen der Schweiz, wie Regierung, Parlament oder 
Polizei. Das Vertrauen ist sogar grösser als bei nichtmusli-
mischen Schweizerinnen und Schweizern.» 1

Die Wahrnehmung der Muslime durch die nichtmuslimi-
sche Bevölkerung Freiburgs hängt nicht nur von der loka-
len Entwicklung ab. Die Art, wie die Einheimischen diese 
Religion wahrnehmen wird beeinflusst von den Ereignissen 
anderswo in der Welt, von der Islamdebatte in anderen Kan-
tonen oder in anderen Ländern. In den Medien ist der Islam 
seit zehn Jahren ein häufiges Thema. Auch wenn dies oft 
mit Spannungen zusammenhängt, bemüht sich die Presse, 
auch bei anderen Gelegenheiten über Muslime zu berichten: 
Heute gibt es beispielsweise zum Ramadan oft einen Artikel 
mit Porträts oder einem speziellen Fokus zu diesem Brauch. 
Manchmal geht es dabei darum, der Leserschaft die bei uns 
wohnenden Muslime, ihr Leben und ihre Praktiken näher 
zubringen.

Die befragten Muslime sind sich durchaus bewusst, dass ihre 
Religion in Europa ein Imageproblem hat. Viele Muslime 
haben das Bedürfnis, sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
der Freiburger Öffentlichkeit vorzustellen, ohne aber genau 
zu wissen wie. Junge praktizierende Muslime sagten uns, 
dass sie es bedauern, dass es so wenig Personen gibt, die fähig 
sind, die muslimischen Vereinigungen und die muslimische 
Gemeinschaft angemessen nach aussen zu vertreten. Sie hof-
fen, dass die neue Generation, die im Kanton aufgewachsen 
ist und daher über bessere kulturelle Voraussetzungen ver-
fügt (und den Schweizer Pass hat), diese Rolle übernehmen 
kann; sie kann auf ihre eigenen Erfahrungen abstellen, um 
mit anderen Kreisen der Gesellschaft auf gleicher Ebene zu 
kommunizieren. 

Wie immer bei Bevölkerungsgruppen mit Migrationshinter-
grund können Spannungen oder andere Entwicklungen im 
Herkunftsland Auswirkungen haben. Sie führen auch dazu, 
dass neue Migrantengruppen in die Schweiz kommen. Neue 
islamische Strömungen in den Balkanländern werden nicht 
ohne Auswirkungen auf gewisse Muslime in der Schweiz 
bleiben, insbesondere bei den Jungen. Desgleichen führen 
auch die Aufstände im Zusammenhang mit dem arabischen 
Frühling dazu, dass neue Migranten in die Schweiz oder in 
andere europäische Länder einwandern. Selbst wenn es bei 
diesem Entscheid in den meisten Fällen um Sicherheits-

1	 Marco Giugni et al., Entre demandes de reconnaissance et politique d’accommo-
dation: les orientations culturelles, sociales et politiques des musulmans en Suisse 
(Universität Genf), PNR 58, 2010, S. 9 (www.nfp58.ch/files/downloads/Schlussbe-
richt_Giugni.pdf)

zentrum, 2011 veröffentlichte, lebten 2010 schätzungsweise 
433  000 Musliminnen und Muslime in der Schweiz (5,7% 
der Bevölkerung); ihr Anteil dürfte bis 2030 auf 663  000 
Personen ansteigen (8,1% der Bevölkerung). Laut den (auf 
der Grundlage aktueller Daten und vorhersehbarer Faktoren 
erstellten) Bevölkerungsprojektionen dürfte die muslimi-
sche Immigration weitergehen, wenn auch in abgeschwäch-
ter Form. Der Anteil der Musliminnen und Muslime in der 
Schweiz wird ungefähr im Jahr 2050 die Zehnprozentmarke 
überschreiten.

Die Szenarien gehen von einer kontrollierten Migration aus. 
Ohne diese Beschränkung könnte die muslimische Bevöl-
kerung stärker zunehmen. Gemäss der Studie von Goujon, 
Skirbekk und Fliegenschnee könnte der Anteil der Musli-
minnen und Muslime in der Schweiz im Jahr 2050 je nach 
berücksichtigten Variablen und bei weiterhin kontrollierter 
Migration bei 8,5% bis 11,5% liegen.

4.	 Das Verhältnis zwischen  
	 den Religionsgemeinschaften

Das Verhältnis zwischen den Gemeinschaften ist gut. In den 
letzten Jahren gab es, ausser während der Kampagne über 
die Volksinitiative «Gegen den Bau von Minaretten» anläss-
lich der eidgenössischen Abstimmungen vom 29. November 
2009, keine spürbaren Spannungen zwischen den verschie-
denen Gemeinschaften.

Nach der Annahme der Volksinitiative «Gegen den Bau von 
Minaretten» (gesamtschweizerisch 57,5% Ja-Stimmen, 55,9% 
in Freiburg) hat die Freiburger Regierung die Wichtigkeit 
der kantonalen Integrationspolitik betont, die zum Ziel hat, 
das Zusammenleben zwischen den verschiedenen Gemein-
schaften zu verbessern. Der Staatsrat wollte diejenigen 
beruhigen, die nach der Abstimmung verunsichert waren. 
Er hat die Wichtigkeit des interreligiösen Dialogs und der 
Integration der Migranten im Kanton hervorgehoben. Die 
Annahme der Volksinitiative gegen den Bau von Minaretten 
im November 2009 war ein Schock für die Muslime, doch 
heute relativieren mehrere von Religioscope befragte Perso-
nen das Abstimmungsergebnis und sagen, dass sich letztlich 
für ihre Gemeinschaften nicht viel geändert habe. 

Die Untersuchung von Religioscope zeigt ausserdem auf, 
dass die Verantwortlichen von islamischen Vereinen alles in 
allem zufrieden sind mit der Situation in der Schweiz und 
in Freiburg. Alles ist hier «gut geregelt», jede Religion kann 
praktiziert werden. Diese Feststellungen auf lokaler Ebene 
werden durch eine vor Kurzem durchgeführte Untersuchung 
einer repräsentativen Stichprobe der muslimischen Bevölke-
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wie beispielsweise der Achtung der sowohl von der Bundes-
verfassung als auch von der kantonalen Grundcharta aner-
kannten Grundrechte. Hier geht es insbesondere um die 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern (Artikel 9 der 
Verfassung des Kantons Freiburg vom 16. Mai 2004), um das 
Recht auf Leben und persönliche Freiheit (Artikel 11) oder 
auch um die Glaubens- und Gewissensfreiheit (Artikel 15).

6.	 Initiativen für die Integration  
	 der Gemeinschaften

Der Bund führt seit 2007, unter der Schirmherrschaft des 
Bundesamts für Migration, Gespräche mit der muslimischen 
Gemeinschaft. Im Herbst 2011 hat sich die Konferenz der 
Kantonsregierungen dafür eingesetzt, dass der Dialog mit 
den Musliminnen und Muslimen wieder auf der Ebene der 
Kantone und Gemeinden stattfindet.

Die Kantonsregierung ihrerseits verfolgt eine aktive Integra-
tionspolitik, gestützt auf die Anerkennung der gegenseitigen 
Rechte und Pflichten sowohl der Schweizer Bevölkerung als 
auch der Migrantinnen und Migranten, auf konkrete Akti-
onen und auf die Nähe zur Bevölkerung (Herausforderung 
Nr. 3 des Regierungsprogramms 2007–2011 sowie kantona-
les Leitbild und Aktionsplan für die Integration der Migran-
tinnen und Migranten).

Bei der Ausarbeitung des Regierungsprogramms 2007–2011 
hat der Staatsrat beschlossen, einen Schwerpunkt auf das 
Erstellen eines Leitbildes zu legen. Darin soll die Politik des 
Kantons im Bereich der Integration der Migrantinnen und 
Migranten festgelegt werden. In diesem Leitbild wird präzi-
siert, dass es Aufgabe des Kantons ist, günstige Rahmenbe-
dingungen für die Chancengleichheit und die Mitwirkung 
der Ausländerinnen und Ausländer am öffentlichen Leben 
zu schaffen.

Höhepunkt dieser Politik war die Annahme des neuen 
Gesetzes über die Integration der Migrantinnen und Mig-
ranten und die Rassismusprävention am 24. März 2011. 
Dadurch konnte die Integration als eine Aufgabe eingeführt 
werden, die auf Gegenseitigkeit zwischen Schweizerinnen 
und Schweizern und Migrantinnen und Migranten beruht. 
Das Gesetz hat einen allgemeinen und multidisziplinären 
Charakter und verpflichtet sowohl den Kanton als auch die 
Gemeinden, ein harmonisches Zusammenleben und die 
Chancengleichheit von einheimischer und ausländischer 
Bevölkerung zu fördern. Die Verordnung über die Integ-
ration der Migrantinnen und Migranten und die Rassis-
musprävention wurde am 6. März 2012 angenommen.

überlegungen und bessere wirtschaftliche Perspektiven geht, 
werden gleichzeitig auch die religiösen Debatten und Strö-
mungen der Herkunftsländer exportiert.

Die kantonale Kommission für Fragen der Anstaltsseelsorge, 
die aus Vertretern der staatlich anerkannten Kirchen und 
Gemeinschaften besteht, ist ihrerseits ein Ort, wo ein Mei-
nungsaustausch stattfinden kann. Hier können die staatlich 
anerkannten religiösen Autoritäten des Kantons ihre Erwar-
tungen und Wünsche zur Anstaltsseelsorge äussern. Laut 
den Mitgliedern dieser Kommission hat es in den letzten 
Jahren keine Spannungen zwischen den verschiedenen Reli-
gionsgemeinschaften im Kanton gegeben.

5.	 Die Mittel des Staates zur  
	 Gewährleistung des Religionsfriedens

In der Bundesverfassung steht: «Für die Regelung des Ver-
hältnisses zwischen Kirche und Staat sind die Kantone 
zuständig» (Art. 72 Abs. 1). Dem Kanton Freiburg kommt 
also die Aufgabe zu, den rechtlichen Rahmen für die auf sei-
nem Gebiet ansässigen Religionsgemeinschaften festzulegen 
oder anzupassen. Religion ist nämlich nicht nur eine Frage 
individueller Ansichten oder Überzeugungen: Diese werden 
in Gemeinschaften gepflegt, die eine Rolle in der Gesell-
schaft spielen können – sofern der Staat nicht versucht, ihre 
Tätigkeit auf den privaten Raum zu beschränken.

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, wie moderne Staaten 
mit dem religiösen Pluralismus umgehen können: Die einen 
respektieren die individuelle Religionsfreiheit, misstrauen 
aber den Religionen und versuchen, deren Einfluss ausser-
halb der Kultusräume zu beschränken oder sie sogar vom 
öffentlichen Raum fernzuhalten. Die anderen sehen in den 
Religionsgemeinschaften aktive Komponenten des gesell-
schaftlichen Lebens. Die Verfassung des Kantons Freiburg 
ist Ausdruck dieser zweiten Haltung; sie steht den Religi-
onsgruppen gleichzeitig neutral und wohlwollend gegen-
über: «Staat und Gemeinden anerkennen die gesellschaftli-
che Bedeutung der Kirchen und Religionsgemeinschaften.» 
(Art. 140 Abs. 1).

In den letzten Jahren hat der Staat Freiburg dieser Thema-
tik besondere Beachtung geschenkt und verschiedene Initi-
ativen zur Förderung von Dialog, Respekt und interreligi-
ösem Austausch in die Wege geleitetet, um einen sozialen 
Zusammenhalt zu bilden und zu konsolidieren, der auf 
Verschiedenartigkeit basiert. In Kapitel 6 (Initiativen für die 
Integration der Gemeinschaften) werden die verschiedenen 
Massnahmen vorgestellt, die der Staat im Rahmen seiner 
Integrationspolitik umsetzt, unter gewissen Bedingungen, 
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die Forschenden sowie Vertreterinnen und Vertreter aus 
der Politik und den Gemeinschaften die Gelegenheit, sich 
über ihre Standpunkte zum Thema Integration und Religion 
auszutauschen. Ziel dieser Premiere war auch, die Begeg-
nung mit Migrantinnen und Migranten zu ermöglichen. 
Anschliessend waren die Gäste und Tagungsteilnehmende 
zu einem gemeinsamen Mittagessen geladen. Der Nach-
mittag war kulturellen Darbietungen gewidmet, die den 
Abschluss der Tagung bildeten.

Im Rahmen der vom Bund initiierten Entwicklung der kan-
tonalen Integrationsprogramme und der begleitenden Mass-
nahmen hat sich der Kanton Freiburg an der Ausschreibung 
beteiligt und ein gemeinsames Gesuch der Sicherheits- und 
Justizdirektion und der Direktion für Gesundheit und Sozi-
ales eingereicht. Der Kanton hat die nötigen finanziellen 
Mittel erhalten, die es ihm erlauben, einerseits eine Vorstu-
die «Bedürfnisanalyse mit Bezug auf die bereits vorhande-
nen Strukturen und Aktivitäten» durchzuführen, auf deren 
Grundlage ein Massnahmenkatalog erstellt werden wird, 
und andererseits auf dieser Basis das kantonale Integrati-
onsprogramm zu planen. Die Fachhochschule Freiburg für 
Soziale Arbeit hat den Auftrag erhalten, diese beiden Aufga-
benbereiche zu realisieren. Sie arbeitet mit der Steuerungs-
gruppe zusammen, die aus Vertreterinnen und Vertretern 
der betroffenen kantonalen Direktionen zusammengesetzt 
ist. Das kantonale Programm wird dem neuen Integrations-
programm des Bundes für die Periode 2014–2017 entspre-
chen. 

7.	 Die Anstaltsseelsorge

Gemäss Artikel 23 des Gesetzes vom 26. September 1990 
über die Beziehungen zwischen den Kirchen und dem Staat 
(KSG) haben nur die anerkannten Kirchen das Recht, in den 
Anstalten des Staates und der Gemeinden, insbesondere in 
den Spitälern, Schulen und Gefängnissen, die Seelsorge aus-
zuüben. Gesetzlich anerkannt sind die römisch-katholische 
und die evangelisch-reformierte Kirche. Der Staatsrat kann 
jedoch unter bestimmten Bedingungen einer konfessionel-
len Gemeinschaft Vorrechte im Sinn von Artikel 29 KSG 
gewähren. Bis jetzt hat nur die israelitische Kultusgemeinde 
die Gewährung öffentlich-rechtlicher Vorrechte beantragt. 
Dies hat zum Gesetz vom 3. Oktober 1990 über die Anerken-
nung der israelitischen Kultusgemeinde des Kantons Frei-
burg geführt. Durch dieses Gesetz wurde die israelitische 
Kultusgemeinde einer kirchlichen Körperschaft im Sinn des 
KSG gleichgesetzt und diesem Gesetz unterstellt. 

Die Zusammenarbeit mit den Gemeinden wurde auf ver-
schiedenen Ebenen weiterentwickelt. Insbesondere haben 
verschiedene Gemeinden das Projekt Marly Sympa über-
nommen, das 2009 mit dem Schweizer Integrationspreis 
ausgezeichnet wurde. Angeregt durch die Erfahrungen der 
Gemeinde Marly hat die Fachstelle für die Integration der 
Migrantinnen und Migranten und für Rassismusprävention 
das Projekt «Gemeinsam in der Gemeinde – Communes 
sympas» ausgearbeitet. Wertschätzung des Wissens vor Ort, 
dies ist die Stärke dieses Projekts. Es nutzt bestehende Struk-
turen und Ressourcen und verstärkt diese. Die Pilotphase 
des Projektes wird durch den Staat Freiburg und den Bund 
mitfinanziert. Momentan beteiligen sich sechs Gemeinden 
am Projekt «Gemeinsam in der Gemeinde – Communes 
sympas»: Marly, Bulle, Düdingen, Estavayer-le-Lac, Villars-
sur-Glâne und Freiburg.

Im Verlauf der Legislaturperiode 2007–2011 konnten im 
Rahmen der Integrationspolitik spezifische Projekte durch-
geführt werden, wie beispielsweise die Einführung von Kur-
sen zum Erwerb der Landessprachen, die Bereitstellung von 
interkulturellen Übersetzern und die Veröffentlichung einer 
Informationsbroschüre mit dem Titel «Der Kanton Freiburg 
heisst Sie willkommen». Sie ist in sechs Sprachen (Albanisch, 
Deutsch, Englisch, Französisch, Portugiesisch und Türkisch) 
auf der Internetseite der Fachstelle für die Integration von 
Migrantinnen und Migranten und für Rassismusprävention 
verfügbar (http://www.fr.ch/imr/de/pub/willkommen.htm). 
Die Broschüre liefert nützliche Information zur Ankunft in 
Freiburg, zu administrativen Fragen, zur Wohnungs- und 
Arbeitssuche oder auch zu Sprachkursen.

Im Rahmen der Diskussion über das Kopftuchverbot in 
der Primarschule (Motion M1084.09 Erika Schnyder, abge-
lehnt am 7. Oktober 2010 mit 70 Nein-Stimmen gegen 24 
Ja-Stimmen bei 2  Enthaltungen) haben sich die kantonale 
Kommission für die Integration der Migrantinnen und Mig-
ranten und gegen Rassismus und die kantonale Kommission 
für schulische Betreuung und Integration der Kinder von 
Migrantinnen und Migranten am 22. Januar 2010 mit einem 
Islamspezialisten getroffen. 

Ausserdem hat der Delegierte für die Integration der Mig-
rantinnen und Migranten die erste kantonale Tagung für 
Integration organisiert, die am 28. Mai 2011 in den Räum-
lichkeiten der Association les amis de l’Afrique-AMAF statt-
gefunden hat. Ungefähr hundert Personen waren an der 
Tagung anwesend, die von Staatsrat Erwin Jutzet, Sicher-
heits- und Justizdirektor, geleitet wurde. Diskutiert wurde 
über das Thema «Migration(en), religiöse Zugehörigkeit(en) 
und Integration(en)». An einem Podiumsgespräch erhielten 
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7.1.2.	 Berufsschulen

Die Berufsschulen (Gewerbliche und Industrielle Berufs-
fachschule Freiburg, GIBS; Ecole professionnelle artisanale et 
commerciale Bulle, EPAC; Berufsfachschule Freiburg, EMF; 
Berufsfachschule Soziales-Gesundheit Posieux, ESSG), die 
von der Volkswirtschaftsdirektion abhängen, haben keinen 
Seelsorgedienst. Dies hat historische und praktische Gründe. 
Seit ihrer Gründung haben die Berufsschulen nie über Seel-
sorgedienste verfügt. Es gab keine Nachfrage, weder von den 
Schülern noch von den Lehrpersonen oder den Partnern 
(Lehrmeister, Eltern). 

Die Berufsschulen waren die ersten, die eine Mediations-
stelle in der Schule eingerichtet haben, die bei Fragen und 
Sorgen der jungen Menschen als Anlaufstelle dient. Bei «spi-
rituellen» Anliegen können die Mediatoren (Lehrpersonen 
mit einer spezifischen Ausbildung) die Ratsuchenden an 
Experten weiterleiten. An den Berufsschulen gibt es übri-
gens keine Religionskunde.

Im Landwirtschaftlichen Institut des Kantons Freiburg in 
Grangeneuve (LIG) steht den Lernenden eine Mediations-
stelle zur Verfügung. Im Hauptgebäude gibt es zudem einen 
Ort für das Gebet (Kapelle), wo man sich sammeln oder kurz 
in sich gehen kann. Die Mediatoren haben den Vorschlag 
gemacht, in einer besonderen Zeit des Jahres externe Perso-
nen, welche die wichtigsten Religionen im Kanton vertreten, 
gezielt einzuladen, um eine spirituelle Reflexion anzuregen. 
Die Direktion des Instituts hat diesen Vorschlag angenom-
men. Die Adventszeit schien ein günstiger Zeitpunkt zu sein, 
um die Lernenden und die Mitarbeitenden für das Thema 
des Teilens spiritueller Werte zu sensibilisieren. Um diese 
Idee des Teilens noch besser zu betonen, liefen parallel dazu 
Projekte mit humanitärem Zweck. Die Respektierung aller 
Religionszugehörigkeiten ist ausserdem gewährleistet.

Die vom Staat Freiburg abhängigen Anstaltsseelsorgen an 
den verschiedenen Orten (in Schulen, Spitälern, Gefängnis-
sen und bei Asylbewerbern) sind wie folgt organisiert:

7.1.	 Schulen
7.1.1.	 Schulen der S2

Die Schulen der S2 (Sekundarstufe 2) umfassen das Kolle-
gium St. Michael, das Kollegium Heilig Kreuz, das Kolle-
gium Gambach, das Kollegium des Südens, die Fachmittel-
schule Freiburg sowie das interkantonale Gymnasium der 
Region Broye (GYB) in Payerne. Die Rahmenvereinbarung 
vom 3.  Mai 2005 über die Ausübung der römisch-katholi-
schen und der evangelisch-reformierten Seelsorge in den 
staatlichen Anstalten sowie die Rahmenvereinbarung vom 
24.  März 2009 über die Ausübung der israelitischen Seel-
sorge in den staatlichen Anstalten gelten für die Schulen der 
S2. In diesen Anstalten ist also die Seelsorge für diejenigen 
Kirchen und religiösen Gemeinschaften organisiert, die im 
Sinn der Gesetzgebung über die Beziehungen zwischen den 
Kirchen und dem Staat anerkannt sind. Es wäre nicht geset-
zeskonform, eine Anstaltsseelsorge für Schülerinnen und 
Schüler einzurichten, die einer nicht anerkannten religiösen 
Konfession oder Gemeinschaft angehören.

Ausserdem ist die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die 
anderen Gemeinschaften angehören, trotz einem Anstieg 
statistisch zu niedrig, als dass sie die Einrichtung von Seel-
sorgediensten in allen Schulen der Sekundarstufe 2 (S2) 
rechtfertigen würde. Wenn die Schaffung eines Seelsorge-
diensts in Betracht gezogen werden müsste, könnte dies nur 
zentralisiert umgesetzt werden oder es müssten mehrere 
Ausbildungsstätten zusammen genommen werden.

Untenstehende Tabelle zeigt die Religionszugehörigkeit der 
Schülerinnen und Schüler der Schulen der S2. Berücksich-
tigt wurden alle Schülerinnen und Schüler der sechs Aus-
bildungsstätten in den Schuljahren 2009/10, 2010/11 und 
2011/12. Beim GYB enthält die Statistik nur die Freiburger 
Schülerinnen und Schüler.

Religionszugehörigkeit der Schülerinnen und Schüler der S2 

Katholiken Reformierte Anglikaner Orthodoxe Muslime Bouddhisten Andere Ohne Kein Ang. TOTAL

2009/10 3576 662 1 56 227 15 195 343 93 5168

2010/11 3694 722 1 70 245 24 221 368 112 5457

2011/12 3526 709 4 72 231 20 185 425 138 5310
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Seelsorger erhalten allerdings nur selten direkt solche Anfra-
gen. Im Allgemeinen wenden sich die Familien hierzu an die 
Pflegeteams.

7.3.	 Freiburger Netzwerk für psychische  
	 Gesundheit

Gemäss Art. 23 des Gesetzes über die Beziehungen zwi-
schen den Kirchen und dem Staat und Art. 4 der Rahmen-
vereinbarung über die Ausübung der römisch-katholischen 
und der evangelisch-reformierten Seelsorge in den staatli-
chen Anstalten hat das Freiburger Netzwerk für psychische 
Gesundheit (FNPG) zwei Leistungsvereinbarungen unter-
zeichnet, eine mit der römisch-katholischen Kirche des 
Kantons Freiburg und eine mit der evangelisch-reformierten 
Kirche des Kantons Freiburg. Für die katholischen Patienten 
kommen so zwei Priester und zwei weltliche Seelsorgerinnen 
zusammen auf 80% einer Vollzeitstelle. Für die Reformierten 
arbeitet ein Seelsorger zu 20%. Für die jüdischen Patienten 
hat die Israelitische Kultusgemeinde dem FNPG Name und 
Adresse des für die Seelsorge zuständigen Kultusbeamten 
angegeben. Für die Patienten der anderen Religionsgemein-
schaften (Muslime, Buddhisten und andere Religionen) 
besitzt das Freiburger Netzwerk für psychische Gesundheit 
keine Angaben einer Kontaktperson.

Gemäss der Statistik der 2009 und 2010 eingetretenen Pati-
enten sind etwa 60% Katholiken, 10% Protestanten, 5% Mus-
lime und 4% konfessionslos. Die anderen Religionen sind 
nur wenig vertreten oder sind in der Statistik nicht erfasst.

In der Praxis hat das Netzwerk kein Problem im Zusam-
menhang mit der Religionszugehörigkeit von Patienten im 
FNPG festgestellt. Hier kann noch präzisiert werden, dass 
die Patienten vom Pflegepersonal selten Name und Adresse 
einer Kontaktperson für geistliche Fragen verlangen. Das 
Pflegeteam ist solchen Anfragen gegenüber sehr offen ein-
gestellt, natürlich unter der Bedingung, dass der Gesund-
heitszustand des Patienten ein solches Gespräch erlaubt. Die 
Leistungsvereinbarung sieht ausserdem klar vor, dass die 
Seelsorger Weisungen des Pflegepersonals oder der Ärzte zu 
befolgen haben und dass ein Arzt vom Seelsorger verlangen 
kann, je nach Situation auf jeglichen Einsatz zu verzichten 
oder besondere Anweisungen zu befolgen. Hier gilt es noch 
zu betonten, dass im Freiburger Netzwerk für psychische 
Gesundheit die Seelsorge ökumenisch ausgeübt wird.

Für die katholischen und protestantischen Patienten sind 
die Vertreter dieser beiden Kirchen gegenwärtig viel weniger 
aktiv als in der Vergangenheit. Die obgenannten Seelsorger 
erhalten eine Liste der Patienten ihrer Konfession und neh-

7.2.	 Freiburger Spital (HFR)

Eine Hospitalisierung bedeutet für viele eine Krisensitua-
tion, in der sie mit ihren Grenzen, ihrer Schwachheit oder 
sogar mit dem Tod konfrontiert werden. Das Freiburger Spi-
tal verfügt über einen katholischen und einen reformierten 
Seelsorgedienst, um die Patienten begleiten und auf ihre spi-
rituellen Bedürfnisse sowie diejenigen der Familie und der 
Angehörigen eingehen zu können. Die Seelsorger sind Part-
ner der Pflegeteams.

Die Ausübung der Seelsorge im HFR basiert auf zwei Leis-
tungsvereinbarungen, welche das HFR mit der römisch-
katholischen Kirche respektive der evangelisch-reformier-
ten Kirche des Kantons Freiburg – auf der Grundlage der 
Rahmenvereinbarung zwischen diesen beiden Kirchen und 
dem Staat Freiburg – abgeschlossen hat. Ein von denselben 
Partnern angenommenes Reglement setzt einen Seelsorgerat 
HFR und eine Seelsorgekommission pro Standort ein, um 
die Koordination und die Einbettung der Seelsorge inner-
halb des HFR sicherzustellen. 

Die meisten Seelsorger arbeiten teilzeitlich im HFR (3,6 
VZÄ bei den katholischen und 1,2 VZÄ bei den reformierten 
Seelsorgern) und sind auch noch in einer Pfarrei engagiert. 
Alle, ob Laien oder Pfarrpersonen, haben eine universitäre 
theologische oder andere Ausbildung und werden zusätz-
lich speziell für die Begleitung anderer Menschen ausgebil-
det. Alle Patienten können vom Seelsorger besucht werden, 
ausser sie lehnen dies ausdrücklich ab. Jeden Tag ist rund um 
die Uhr ein Seelsorger im Spital anwesend oder begibt sich 
schnellstmöglich dorthin, bei Tag und bei Nacht.

Der Seelsorgedienst gehört zur ganzheitlichen Betreuung 
der Patienten. Wenn ein Patient dies wünscht, kann der Seel-
sorger Gebet oder die Kommunion anbieten, einen Gottes-
dienst feiern oder die Krankensalbung spenden. 

Da die Patienten frei wählen können, wen sie zu sich rufen 
möchten, können dies auch Vertreter anderer Religionen 
oder Konfessionen sein. Die Seelsorger besitzen daher eine 
Liste mit Vertretern anderer Religionen, die bereit sind, ins 
Spital zu kommen, um die Personen zu begleiten, welche 
dies wünschen. Seit 2007 bietet die UAMF (Union des asso-
ciations musulmanes de Fribourg), die kantonale Dachor-
ganisation der Muslime, bei Todesfällen ihre Dienste an für 
das Gebet und die Totenwaschung für Männer und Frauen. 
Jeden Tag ist rund um die Uhr jemand über zwei Nummern 
der Moschee im Beaumont-Quartier in Freiburg erreichbar. 
Die Totenwaschung kann im Spital oder in den Räumlich-
keiten des Beerdigungsinstituts durchgeführt werden. Die 
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In den Gefängnissen des Kantons ist also ein Seelsorgedienst 
für die Mitglieder der verschiedenen Religionen gewähr-
leistet. Diese Dienstleistung wird nicht dauernd angebo-
ten, sondern auf Verlangen der gefangenen Person, die sich 
hierzu an das ASMVG wenden muss. Dies betrifft die katho-
lische, reformierte, muslimische und jüdische Religion. Auf 
Wunsch wird der Seelsorgedienst einmal pro Woche an 
einem Wochentag angeboten. Er findet in einem separaten 
Raum statt.

Die Seelsorger sind von ihrer Pfarrei oder von Organisa-
tionen beauftragt und von der SJD anerkannt, mit der sie 
auch einen Vertrag abschliessen. Dieses System funktioniert 
zufriedenstellend, eine Änderung ist momentan nicht vor-
gesehen.

Für die Anstalten von Bellechasse wird die Praxis der reli-
giösen Betreuung für die Mitglieder aller Religionen, unab-
hängig davon, ob diese als öffentlich-rechtliche Körper-
schaft anerkannt sind oder nicht, durch das Reglement vom 
9.  Dezember 1998 über die Gefangenen der Anstalten von 
Bellechasse (SGF 341.1.12) bestimmt. So sieht das Regle-
ment vor, dass nur Personen mit einer ordnungsgemässen 
Bewilligung der Direktion den Insassen Besuche abstatten 
können. Die Insassen haben das Recht, Besuche zu ver-
weigern, mit Ausnahme jener von Personen, die gesetzlich 
mit der Verteidigung ihrer Interessen beauftragt sind. Die 
Gefängnisseelsorger und die religiösen Vertreter ihrer-
seits dürfen die Insassen ohne vorheriges Einreichen eines 
Gesuchs besuchen, müssen jedoch die Direktion vorgängig 
benachrichtigen.

Ausserdem haben die Vertreter derjenigen Religionen, die 
keinen Gefängnisseelsorger haben, dasselbe Recht, die Insas-
sen zu besuchen wie die Seelsorger. Die Mitglieder religiöser 
Gemeinschaften, die nicht auf die katholische oder refor-
mierte Religion zurückgehen, also namentlich die Muslime, 
haben dieselben Vorrechte wie die Katholiken und die Pro-
testanten. Der einzige Unterschied besteht darin, dass keine 
formelle Leistungsvereinbarung abgeschlossen wurde.

7.5.	 Asylbewerber

Asylbewerber, die dem Kanton Freiburg zugeteilt wurden 
und in einem Asylbewerberheim wohnen, können sich frei 
bewegen. Dies im Gegensatz zu Asylbewerbern, die in einem 
Empfangszentrum wie beispielsweise demjenigen in Val-
lorbe untergebracht sind. Daher können sie sich ohne weite-
res selber in eine Kirchgemeinde, eine Moschee oder in ein 
anderes religiöses Zentrum ihrer Wahl begeben. Die Heime 

men Kontakt auf mit ihnen, indem sie auf die verschiede-
nen Stationen gehen. Es kommt regelmässig vor, dass ein 
Arzt oder Pflegender einer Station den Seelsorger darauf 
hinweist, dass ein Gespräch mit diesem oder jenem Patien-
ten wünschenswert wäre. Die Leistungen für die Patienten 
umfassen insbesondere einmalige oder regelmässige Gesprä-
che über spirituelle, existentielle oder ethische Fragen, regel-
mässige Besuche mit dem Ziel, dem Patienten zuzuhören, 
ihn zu ermutigen und zu unterstützen. Jeden Sonntag wird 
eine Messe gefeiert. Es gibt keine Statistik darüber, wie viele 
Patienten in einem Jahr den Seelsorgedienst in Anspruch 
nehmen.

Für jüdische Patienten besitzt das FNPG wie oben erwähnt 
Name und Adresse des für die Seelsorge zuständigen Kultus-
beamten. Von dieser Möglichkeit machen nur sehr wenige 
Patienten Gebrauch. Bei den anderen Religionen kommt es 
manchmal vor, dass Patienten oder ihre Angehörigen Name 
und Adresse einer Kontaktperson für geistliche Fragen ange-
ben. Diese wird dann kontaktiert, damit sie den hospitali-
sierten Patienten besuchen kann. Die katholischen und pro-
testantischen Seelsorger führen regelmässig Gespräche mit 
Patienten anderer Religionen, auf Verlangen der Patienten.

Das Freiburger Netzwerk für psychische Gesundheit ist 
selbstverständlich offen dafür, gleich wie für die jüdischen 
Patienten in seinen Pflegeabteilungen auch für andere Reli-
gionsgemeinschaften über Namen und Adressen von Kon-
taktpersonen für spirituelle Belange zu verfügen.

7.4.	 Gefängnisse

Das Amt für Straf- und Massnahmenvollzug und Gefäng-
nisse (ASMVG), das der Sicherheits- und Justizdirektion 
(SJD) unterstellt ist, genauer die Abteilung Gefängnisse 
dieses Amtes, ist mit der Seelsorge in den verschiedenen 
Gefängnissen des Kantons betraut (hauptsächlich im Zent-
ralgefängnis in Freiburg), mit Ausnahme der Anstalten von 
Bellechasse, die ein besonderes Statut haben.

Gemäss dem Gefängnisreglement vom 12. Dezember 2006 
(SGF 341.2.11) ist in den Gefängnissen des Kantons Frei-
burg ein Seelsorgedienst vorgesehen. Die gefangenen Perso-
nen können die Betreuung durch einen Gefängnisseelsorger 
oder, wenn sie einer Religionsgemeinschaft ohne Gefängnis-
seelsorge angehören, durch einen anerkannten Vertreter die-
ser Gemeinschaft verlangen. Ausserdem dürfen die gefan-
genen Personen an den Gottesdiensten, die im Gefängnis 
gefeiert oder ausgestrahlt werden, teilnehmen.
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Rechts jeder Schülerin und jedes Schülers auf Respekt der 
religiösen Überzeugungen. 

Das Dokument der EKSD soll den Umgang mit der wach-
senden Vielfalt in der Schule erleichtern. Es greift Fragen 
auf, mit denen die Lehrpersonen konfrontiert werden: 
Urlaub für religiöse Feiertage, die Haltung zum Fastenmo-
nat Ramadan, der von einigen muslimischen Schülerinnen 
und Schülern eingehalten wird, das Tragen des islamischen 
Kopftuchs oder eines auffälligen religiösen Symbols oder 
auch die wegen Speisevorschriften vorgebrachte Weigerung, 
an einem Schullager teilzunehmen.

Diese Fragen lassen erkennen, dass sich das Umfeld der Frei-
burger Schule im Wandel befindet. Die Schule ist das Spie-
gelbild der Gesellschaft, deren Bezugspunkte, Normen und 
Werte sich geändert haben. Eingebettet in eine Gesellschaft, 
die sich durch eine wachsende soziale, kulturelle und religi-
öse Vielfalt auszeichnet, hat die Schule ihren Erziehungs-, 
Bildungs- und Integrationsauftrag zu erfüllen.

Zwar ergeben sich aus der religiösen und kulturellen Viel-
falt eher selten Probleme, wenn aber welche auftreten, sollte 
man versuchen, sie im Dialog zu lösen. Diese Probleme 
werfen jedoch einige juristische und praktische Fragen auf, 
die pragmatisch anzugehen sind. Daher setzt die Freiburger 
Schule auf gute Beziehungen zu den Familien und achtet 
darauf, dass besonders die Migrantenfamilien über die in 
der Schule geltenden Regeln und die Werte, auf denen die 
Schule beruht, informiert werden. Den Lehrpersonen wird 
empfohlen, ein Vertrauensverhältnis aufzubauen, das auf 
den Dialog setzt. Dieser ist stets bereichernd.

Der Leitfaden «Religiöse und kulturelle Vielfalt in der 
Schule» ist von der Kommission für die Integration der 
Migrantinnen und Migranten und gegen Rassismus und 
der kantonalen Kommission für schulische Betreuung und 
Integration der Kinder von Migrantinnen und Migranten 
(CCSIEM) begrüsst worden. Diese Broschüre ist Ausdruck 
davon, dass die Schulbehörden und Lehrpersonen dem 
Thema ‘Schülerinnen und Schüler aus Religionsgemein-
schaften, die sich in unserem Kanton neu angesiedelt haben’ 
besondere Beachtung schenken. 

Die Association des Musulmans de Fribourg (AMF) ihrer-
seits hat am 1. November 2010 der EKSD sowie der Kom-
mission für die Integration der Migrantinnen und Migran-
ten und der CCSIEM geschrieben, um sich für das Interesse 
an der «religiösen und kulturellen Vielfalt in der Schule und 
an der schulischen Integration der Kinder von Migrantinnen 
und Migranten» zu bedanken. Für die Vertreter der AMF ist 

verfügen über sachdienliche Informationen und geben sie an 
die Asylbewerber weiter.

Es wäre ausserdem heikel, die Tore der Asylbewerberheime 
für eine bestimmte Religionsgemeinschaft zu öffnen. Dies 
könnte dazu führen, dass der Vorwurf der Anhängerwer-
bung laut würde.

7.6.	 Schlussfolgerung

Am Ende dieses Kapitels betont der Staatsrat, dass in den 
letzten Jahren pragmatische Lösungen angenommen wur-
den, um Vertretern der verschiedenen Religionen einen 
Seelsorgedienst in allen von den staatlichen Dienststellen 
abhängigen Anstalten zu ermöglichen. Die Mitglieder reli-
giöser Gemeinschaften, die nicht auf die katholische oder 
reformierte Religion und die Israelitische Kultusgemeinde 
zurückgehen, also namentlich die Muslime, haben gewisse 
Vorrechte. Der einzige Unterschied zu den anerkannten 
Religionsgemeinschaften besteht darin, dass keine formelle 
Leistungsvereinbarung abgeschlossen wurde.

8.	 Schüler, die den neuen Gemeinschaften  
	 angehören

In unseren Schulen gehen Schülerinnen und Schüler ein und 
aus, die religiösen Gemeinschaften angehören, welche erst 
seit Kurzem im Kanton vorhanden sind. Dieser Tatsache 
wird von den Schulbehörden und Lehrpersonen besondere 
Beachtung geschenkt, um das ausgezeichnete Klima in den 
Freiburger Schulen zu fördern.

Am 20. September 2010 hat die Direktion für Erziehung, 
Kultur und Sport (EKSD) den Leitfaden «Religiöse und kul-
turelle Vielfalt in der Schule» veröffentlicht (http://www.
fr.ch/dics/files/pdf23/vielfalt_in_der_schule.pdf), der es den 
Lehrpersonen und Schulbehörden ermöglichen soll, mit den 
verschiedenen Situationen, die im Rahmen des Schulbe-
triebs vorkommen können, gut umzugehen. Die Berufsschu-
len wenden diesen Leitfaden analog zu den Einrichtungen 
der EKSD an, besonders im Rahmen der Integrationskurse 
der Gewerblichen und Industriellen Berufsfachschule. 

Diese Empfehlungen sind das Ergebnis der Arbeiten der 
Kantonalen Kommission für Schulung und Integration der 
Kinder von Migrantinnen und Migranten sowie der Kom-
mission für die Integration der Migrantinnen und Migranten 
und gegen Rassismus. Der Leitfaden formalisiert eine Praxis, 
die auf dem Dialog und der Zusammenarbeit beruht sowie 
auf dem Respekt der Rechtsgrundsätze, die den Rechtsstaat 
begründen in den Bereichen des Schulrechts wie auch des 
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den religiösen Analphabetismus zu bekämpfen. Dies ermög-
licht den Schülerinnen und Schülern auch, ihre Kameraden 
mit Migrationshintergrund sowie diejenigen, die eine andere 
Religion haben als sie, besser zu verstehen.

9.	 Entwicklung und Perspektiven
9.1.	 Die Szenarien für die Zukunft

Dieses Kapitel beschäftigt sich mit der Frage, wie die religi-
öse und spirituelle Landschaft des Kantons Freiburg in den 
nächsten zwanzig Jahren aussehen könnte. Ein Blick in die 
Zukunft ist immer schwierig, umso mehr, wenn es um die 
Themen Glaube und Spiritualität geht. 

9.1.1.	 Säkularisierung der Gesellschaft

Die Gesellschaft in der Schweiz und in Freiburg hat christ-
liche Wurzeln und ist seit Jahrhunderten in einer jüdisch-
christlichen Kultur verankert. Auch wenn sie sich zuneh-
mend säkularisiert und die religiöse Praxis abnimmt, hat 
doch die Spiritualität in der Bevölkerung einen hohen Stel-
lenwert. Alle Kirchen verzeichnen zwar einen Rückgang der 
Praxis, doch die Gesellschaft in der Schweiz bleibt ihren spi-
rituellen Wurzeln verbunden. 

Im Kanton Freiburg ist die römisch-katholische Kirche nach 
wie vor die wichtigste religiöse Akteurin. Sie wird diesen 
Platz trotz eines mehr durch allgemeine Entwicklungen 
denn durch spezifische Faktoren bedingten Bedeutungsver-
lusts wohl auch weiterhin behalten. Wird es ihr gelingen, 
ihre Positionen in den nächsten zwanzig Jahren weitgehend 
zu halten, wenn auch mit gewissen Einbussen? Oder könnte 
es zu einem raschen Zusammenbruch mit plötzlichen, mas-
siven Kirchenaustritten und den damit verbundenen, auch 
materiellen Auswirkungen kommen? Ab einem gewissen 
Punkt, der zeitlich schwierig festzulegen ist, könnte die stei-
gende Zahl von Menschen, die weniger stark mit der Kirche 
verbunden sind, das Phänomen der Distanzierung beschleu-
nigen.

Soziologische Überlegungen zur Zukunft der grossen reli-
giösen Institutionen des Westens berücksichtigen sowohl 
die Hypothese eines raschen Einbruchs als auch die eines 
fortschreitenden Rückgangs – ohne die Möglichkeiten zur 
Eindämmung dieser Entwicklung ausser Acht zu lassen. 
Verschiedene Autoren sind der Ansicht, dass etablierte Reli-
gionsformen vom bisher Erreichten zehren: Je länger die 
Verbundenheit abnimmt (die alten Generationen sterben, 
die Mehrheit der Jungen wendet sich vom traditionellen 
religiösen Rahmen ab), desto mehr werden diese Religions-
gruppen nur noch eine Minderheit der Bevölkerung darstel-

«die kulturelle Vielfalt Teil unseres Umfelds in der Schweiz 
und wir sind stolz darauf. Die Vielfalt ist nie ein Hindernis 
für die Einheit der Menschheit gewesen und sie darf nicht 
Quelle von Konflikten sein. Wir sehen sie im Gegenteil als 
einen Reichtum, den es zu bewahren gilt  … Wir stimmen 
dem Ansatz zur Integration und Sozialisation der Schülerin-
nen und Schüler vollkommen zu und sind der Meinung, dass 
die Überlegungen in dieser Broschüre einen grossen Schritt 
zu einer Musterschule für kulturelle Koexistenz darstellen.»

Die Thematik der Religionen ihrerseits wird im Rahmen der 
Bibelkunde und des interreligiösen Unterrichts mit Unter-
richtsmaterialien des Verlags Enbiro (Enseignement Biblique 
et Interreligieux Romand) aufgegriffen. Seit Beginn dieses 
Jahrhunderts stellt Enbiro den Schulen in der Romandie eine 
neue Reihe mit Lehrmitteln mit dem Titel «A la découverte 
des religions» zur Verfügung. Sie deckt die gesamte obliga-
torische Schulzeit ab und die Materialien entsprechen den 
Zielen des Plan d’études romand (PER) zum Fach «Ethique 
et cultures religieuses». In den Lehrmitteln von Enbiro wird 
der Bibelkunde zwar ein wichtiger Platz eingeräumt, die 
monotheistischen Religionen wie der Islam, aber auch der 
Buddhismus oder atheistische und agnostische Strömun-
gen, werden jedoch mit derselben akademischen Exaktheit 
und demselben Respekt vor den Überzeugungen behandelt. 
Drei Grundprinzipien bestimmen die Materialien des Ver-
lags Enbiro: Jede Form von Missionierung wird abgelehnt, 
der Ansatz ist konfessionell neutral, vor allem historisch und 
kulturell, und die Überzeugungen jedes Einzelnen werden 
respektiert.

In der Orientierungsschule (Sekundarstufe 1) werden den 
Schülerinnen und Schülern im Ethik- und Religionskurs 
Glaube, Riten und Denkweisen verschiedener Religionen 
objektiv vorgestellt. Behandelt werden hauptsächlich das 
Judentum, das Christentum, der Islam und der Buddhis-
mus. Auf der Sekundarstufe 2 werden religiöse Themen in 
der Religionskunde sowie im Philosophie-, Geschichts- und 
Geographieunterricht aufgegriffen.

Für den deutschsprachigen Kantonsteil gibt der neue 
Lehrplan 21 – der auf Schuljahresbeginn 2014/15 in allen 
Deutschschweizer Kantonen eingeführt werden wird – keine 
Empfehlungen für den konfessionellen Religionsunterricht. 
Das Programm enthält jedoch nähere Ausführungen zum 
Fach «Ethik und Religionen».

Der Staatsrat ist der Meinung, dass es wichtig ist, den Frei-
burger Schülerinnen und Schülern Hilfsmittel zum Ver-
stehen der Religionen – seien sie nun monotheistisch oder 
polytheistisch – zu geben, insbesondere auch mit dem Ziel, 
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9.3.	 Die Frage der jüdischen und  
	 muslimischen Friedhöfe

Im 19. Jahrhundert entstanden im Sensebezirk die ersten 
protestantischen Friedhöfe. Einige von ihnen sind heute 
Gemeindefriedhöfe, andere gibt es noch immer, auch wenn 
sie immer weniger genutzt werden. Die meisten Reformier-
ten werden heute auf dem Dorffriedhof begraben. Diese Ent-
wicklung ist nicht nur auf praktische Überlegungen, sondern 
auch auf die zahlreichen gemischten Ehen zurückzuführen. 
Während die reformierten Friedhöfe also der Vergangenheit 
angehören, ist dies bei Juden und Muslimen nicht der Fall.

Innerhalb des Freiburger Friedhofs St.-Leonhard gibt es seit 
1912 einen jüdischen Friedhof, wo auch Juden aus anderen 
Gemeinden beerdigt werden können. Eines der fünf Ziele der 
israelitischen Kultusgemeinde des Kantons Freiburg besteht 
gemäss ihrem Statut vom 26. Oktober 2000 darin, «im Rah-
men der geltenden Gesetze und Reglemente die Beerdigung 
nach den religiösen Vorschriften zu sichern». Die Gemeinde 
verwaltet die Konzessionen, deren Erträge Teil ihrer Einnah-
men sind. Die Gräber von Verstorbenen, die keine Angehö-
rigen mehr haben, werden jedoch auf Kosten der Gemeinde 
unterhalten und gepflegt. Aufgrund der mit den Behörden 
abgeschlossenen Vereinbarung müssen die Gräber nicht auf-
gehoben werden. Die jüdische Gemeinschaft Freiburgs wird 
sich, unabhängig von ihrer Zukunft in ihrer jetzigen Form, 
für den Fortbestand des Friedhofs einsetzen.

Verschiedene Schweizer Städte haben heute ein muslimi-
sches Grabfeld auf ihrem Friedhof: Als letztes wurde 2011 
dasjenige von La Chaux-de-Fonds eröffnet. In Freiburg gibt 
es einige muslimische Gräber, die jedoch inmitten der Grä-
ber von Personen anderer Glaubensrichtungen liegen.

Es werden weiterhin viele Muslime nach dem Tod in ihr 
Herkunftsland überführt. Sie können in einen «Beerdi-
gungsfonds» einzahlen (www.sterbefonds.ch), damit zu 
gegebener Zeit nicht zu hohe Kosten und Schwierigkeiten zu 
bewältigen sind. Manche Muslime lassen ihre Angehörigen 
jedoch aus verschiedenen Gründen in der Schweiz begraben 
und akzeptieren – mehr aus Notwendigkeit denn aus Über-
zeugung – eine Bestattung ausserhalb eines muslimischen 
Grabfeldes.

Für gewisse gläubige Muslime mit Schweizer Bürgerrecht 
(Konvertiten oder Eingebürgerte) ist die Möglichkeit einer 
Bestattung nach islamischem Ritus in der Schweiz eine zen-
trale Frage, da sie keinen Grund haben, ihr Land nach dem 
Tod zu verlassen. Sie sehen darin die Bereitschaft, sich in die 

len. Andere Autoren weisen auf die Rolle der traditionellen 
religiösen Institutionen für das Feiern von jährlichen Fes-
ten (z.B. Weihnachten und Ostern) und von Übergangsriten 
(Taufen, Hochzeiten, Beerdigungen) hin, ohne die sinkende 
Verbundenheit mit diesen traditionellen religiösen Insti-
tutionen zu verschweigen. Aus diesem Grund verläuft die 
Erosion langsam: Ein langfristiger Bedeutungsverlust wird 
vermutlich nicht zu verhindern sein, doch verfügen die Ins-
titutionen über einen gewissen Spielraum, um dem Trend 
durch Wachstumsbemühungen entgegenzuwirken.

9.1.2.	 Die dauerhafte Präsenz der Muslime

Wie wir weiter oben im Kapitel 3.2 Demographische Ent-
wicklung bereits erwähnt haben, wird die Zahl der Muslime 
in den kommenden Jahren ansteigen. Der Anteil der Mus-
liminnen und Muslime in der Schweiz könnte im Jahr 2050 
bei 8,5% bis 11,5% liegen. Im Kanton Freiburg wird sich 
die Anzahl der Gläubigen der muslimischen Gemeinschaft 
gleich entwickeln. Auch wenn es keine Zuwanderung mehr 
gäbe: Die Musliminnen und Muslime sind die Gemeinschaft 
mit der jüngsten Alterspyramide des Kantons (41,7% Perso-
nen unter 20 Jahren gemäss Volkszählung 2000), und eine 
junge Bevölkerung hat logischerweise mehr Kinder.

9.2.	 Öffentlich-rechtliche Anerkennung  
	 von Gemeinschaften

Die wachsende Zahl der Musliminnen und Muslime wird zur 
Eröffnung neuer muslimischer Gebetsräume im Kanton füh-
ren. Es ist auch möglich, dass sich die muslimische Gemein-
schaft besser organisieren wird. Die Frage der gemeinsamen 
Vertretung wird sich immer mehr stellen, vor allem für die 
Beziehungen nach aussen.

Immer mehr Musliminnen und Muslime werden den 
Schweizer Pass haben und hier zur Schule gegangen sein. 
Man wird die Muslime daher je länger je weniger als Mig-
ranten betrachten können. Ein Teil der jungen Musliminnen 
und Muslime wird über eine bessere Bildung verfügen als 
ihre Eltern: Damit dürften Personen zur Verfügung stehen, 
welche die muslimische Gemeinschaft besser vertreten kön-
nen, sofern sie auch eine angemessene religiöse Ausbildung 
erhalten haben.

Die Frage der Anerkennung gewisser Gemeinschaften könnte 
in den nächsten Jahren in Freiburg aufs Tapet gebracht wer-
den. Bis jetzt hat noch keine Religionsgemeinschaft, isla-
mische und buddhistische Gemeinschaften eingeschlossen, 
einen Antrag auf öffentlich-rechtliche Anerkennung gestellt. 
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freiburgische Gesellschaft zu integrieren, auch über den Tod 
hinaus, aber unter Wahrung der Prinzipien ihrer Religion. 

Das Thema wird in den nächsten Jahren an Bedeutung 
gewinnen, je mehr Muslime sich im Kanton Freiburg dau-
erhaft niederlassen werden. Da ein muslimisches Grabfeld 
auf jedem Friedhof keine praktikable Lösung ist, müsste man 
auf einem oder mehreren Friedhöfen des Kantons einen ent-
sprechenden Sektor einrichten. Die Frage der Gräberaufhe-
bung aus Platzgründen müsste ebenso geregelt werden. Wie 
der jüdische Friedhof (und die noch bestehenden reformier-
ten Friedhöfe im Sensebezirk) sowie die den Ordensgemein-
schaften vorbehaltenen Sektoren des Friedhofs Freiburg 
zeigen, würde die Einrichtung eines oder mehrerer musli-
mischer Grabfelder nicht gegen die lokale Praxis verstossen.

10.	 Massnahme und Vorschlag

Gestützt auf diese Analyse schlägt der Staatsrat vor, regel-
mässige Treffen mit Vertretern der religiösen Bewegungen 
zu organisieren.

Gemäss dem Bericht des Instituts Religioscope haben meh-
rere Verantwortliche von nicht anerkannten Religionsge-
meinschaften den Wunsch geäussert, mit Vertretern des 
Staates in Kontakt zu treten. Es wird vorgeschlagen, dass 
sich eine Delegation des Staatsrats mit den Vertreterinnen 
und Vertretern namentlich der muslimischen Gemein-
schaften (momentan gibt es im Kantonsgebiet sieben aktive 
Moscheen) und anderer Gemeinschaften wie den Orthodo-
xen trifft.

11.	 Schlussfolgerung

Der Staatsrat bittet den Grossen Rat, den vorliegenden 
Bericht zur Kenntnis zu nehmen.


